— 131 — 


Reichs-Geſetzblatt. 


M WW. 


Inhalt: Geſetz wegen Ergänzung des Geſetzes vom 2. Juni 1869, betreffend die Kautionen der Bundes⸗ 
beamten. S. 131. — Geſetz, betreffend die Abänderung des §. 69 des Strafgeſetzbuchs für das 
Deutſche Reich. S. 133. — Bekanntmachung, betreffend einen Nachtrag zu der Vereinbarung 
erleichternder Vorſchriften für den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen den Eiſenbahnen Deutſchlands einer- 
ſeits und Oeſterreichs und Ungarns andererſeits. S. 134. — Bekanntmachung, betreffend die An- 
wendung der vertragsmäßig beſtehenden Zollſätze auf rumäniſche Erzeugniſſe. S. 138. — Bekannt- 
machung, betreffend die Anwendung der vertragsmäßig beſtehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen 
auf die ſpaniſchen Boden⸗ und Induſtrie⸗Erzeugniſſe. S. 135. — Bekanntmachung, betreffend 
den Beitritt Montenegros zu der am 9. September 1886 zu Bern abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen 
Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur und Kunſt. S. 136. 


(Mr. 2081.) Geſetz wegen Ergänzung des Geſetzes vom 2. Juni 1869, betreffend die Kautionen 
der Bundesbeamten. Vom 22. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
bon Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


F. 1. 
Amtskautionen im Sinne des Geſetzes vom 2. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. 
S. 161) können durch Beſtellung eines Fauſtpfandrechts an einer in einem Schuld- 
buche des Reichs oder eines Bundesſtaates eingetragenen Forderung geleiſtet werden. 
Die Beſtellung erfolgt durch Eintragung eines der Beſtimmung im F. 10 
des bezeichneten Geſetzes entſprechenden Vermerks im Schuldbuche. 
Das Recht zum Empfange der Zinſen der eingetragenen Forderung wird 
durch die Kautionsbeſtellung nicht berührt. 


§. 2. 

Iſt das Fauſtpfandrecht beſtellt, ſo iſt die Geltendmachung früher bezüglich 
der Forderung begründeter, im Schuldbuche nicht vermerkter Rechte, welche der 
dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde unbekannt waren, ihr 
gegenüber ausgeſchloſſen. 
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$. 3. 

Sobald für eine aus der Kaution zu deckende Forderung ein vollſtreckbarer 
Titel vorliegt, iſt die dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzte Dienſtbehörde 
befugt, auf deſſen Koſten die Ausreichung auf den Inhaber lautender Schuld⸗ 
verſchreibungen gegen Löſchung der eingetragenen Forderung oder eines Theiles 
derſelben zu verlangen. i 

Gegenüber der Schuldenverwaltung bedarf es des Nachweiſes des vollftred- 
baren Titels nicht. 

Die ausgereichten Schuldverſchreibungen gelten als zum Zweck der Kautions⸗ 
leiſtung beſtelltes Fauſtpfand. 


F. 4. 
Sobald amtlich feſtgeſtellt iſt, daß aus dem kautionspflichtigen Dienſt⸗ 
verhältniß Vertretungen nicht mehr zu leiſten ſind, hat die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde die Löſchung des Vermerks im Schuldbuche zu genehmigen. 


Se 

Amtskautionen, welche mit Schuldverſchreibungen beſtellt find, deren Um- 
wandlung in Buchſchulden ſtatthaft iſt, können zu Kautionsmaſſen vereinigt und 
auf deren Namen in das Schuldbuch eingetragen werden. Zu dieſem Zweck hat 
der Kautionsbeſteller auf Verlangen ſämmtliche noch nicht fälligen Zinsſcheine 
einzureichen. 

Mit der Aufnahme in die Kautionsmaſſe gehen die Schuldverſchreibungen 
in das Eigenthum des Reichs über. 

Die Zinſen werden dem Kautionsbeſteller beim Eintritt der Fälligkeit durch 
die Reichskaſſe gezahlt. 

Der Reichskanzler beſtimmt, für welche einzelnen Dienſtzweige Kautions⸗ 
maſſen anzulegen ſind und welchen Behörden die Verwaltung der Maſſen obliegt. 


$. 6. 

Wird eine in die Maſſe aufgenommene Kaution aus derſelben wieder aus⸗ 
geſchieden, fo find dem Kautionsbeſteller Schuldverſchreibungen gleicher Art und 
Menge zuzuweiſen. Dieſe Schuldverſchreibungen treten in allen rechtlichen Be⸗ 
ziehungen an die Stelle der verpfändeten Werthpapiere. 


F. 7. 
Von der Aufnahme der Schuldverſchreibungen in die Kautionsmaſſe ($. 5) 
und von der Zuweiſung anderer Schuldverſchreibungen (§. 6) iſt der Kautions⸗ 
beſteller zu benachrichtigen. 
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$. 8. 
Iſt eine in die Maſſe aufgenommene Kaution zurückzugeben, fo erhält der 
Kautionsbeſteller Schuldverſchreibungen gleicher Art und Menge. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin Schloß, den 22. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 


(Nr. 2082.) Geſetz, betreffend die Abänderung des §. 69 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich. Vom 26. März 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Der F. 69 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich wird durch nach⸗ 
ſtehende Beſtimmung erſetzt: 

Die Verjährung ruht während der Zeit, in welcher auf Grund 
geſetzlicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht 
fortgeſetzt werden kann. Iſt der Beginn oder die Fortſetzung eines 
Strafverfahrens von einer Vorfrage abhängig, deren Entſcheidung in 
einem anderen Verfahren erfolgen muß, ſo ruht die Verjährung bis 
zu deſſen Beendigung. 

Iſt zur Strafverfolgung ein Antrag oder eine Ermächtigung 
nach dem Strafgeſetz erforderlich, ſo wird der Lauf der Verjährung 
durch den Mangel des Antrages oder der Ermächtigung nicht gehindert. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin Schloß, den 26. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 
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(Jr. 2083.) Bekanntmachung, betreffend einen Nachtrag zu der Vereinbarung erleichternder 
Vorſchriften für den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen den Eiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands einerſeits und Oeſterreichs und Ungarns andererſeits rückſichtlich der 
bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtände, in Gemäßheit 
des F. 1 letzter Abſatz der Ausführungs⸗Beſtimmungen zum internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr. Vom 24. März 1893. 


a Gemäßheit des vom Bundesrath in der Sitzung vom 23. März 1893 ge 
faßten Beſchluſſes wird nachſtehende zwiſchen dem Deutſchen Reich und Defterreich- 
Ungarn getroffene Vereinbarung veröffentlicht: 


Nachtrag zu der Vereinbarung erleichternder Vorſchriften 
für den 


wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen den Eiſenbahnen Deutſchlands einerſeits 

und Oeſterreichs und Ungarns andererſeits ruͤckſichtlich der bedingungs⸗ 

weiſe zur Befoͤrderung zugelaſſenen Gegenſtaͤnde, in Gemaͤßheit des §. 1 

letzter Abſatz der Ausfuͤhrungs-Beſtimmungen zum internationalen Ueber: 

einkommen uͤber den Eiſenbahnfrachtverkehr (Reichs-Geſetzbl. von 1892 
S. 1015). 


Zu §. 1 Ziffer 1 und 2 der Ausführungs⸗Beſtimmungen zum 
internationalen Uebereinkommen. 


Gold⸗ und Silberbarren, Platina, Geld, geldwerthe Münzen und Papiere, 
Dokumente, Edelſteine, echte Perlen, Pretioſen und andere Koſtbarkeiten, ferner 
Kunſtgegenſtände, wie Gemälde, Gegenſtände aus Erzguß, Antiquitäten werden 
zum wechſelſeitigen Verkehr auf Grund des im Berner Uebereinkommen vor⸗ 
geſehenen internationalen Frachtbriefes zugelaſſen, ſobald die Bedingungen für dieſe 
Beförderung von den betheiligten Bahnverwaltungen mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Aufſichtsbehörden vereinbart und in die Tarife aufgenommen ſind. 

Dieſer Nachtrag tritt am 1. April 1893 in Kraft. 


Berlin, den 24. März 1893. 


Der Reichskanzler. 


Graf von Caprivi. 
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(Nr. 2084.) Bekanntmachung, betreffend die Anwendung der vertragsmäßig für die Nummern 9a, 
ba, bB, by, be, e, da, e (Mais) und f (gemalzte Gerſte) des deutſchen 
Zolltarifs beſtehenden Zollſätze auf die rumäniſchen Erzeugniſſe. Vom 
25. März 1893. 


Au Grund des Geſetzes, betreffend die Anwendung der für die Einfuhr nach 
Deutſchland vertragsmäßig beſtehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen 
gegenüber Rumänien und Spanien, vom 23. März 1893 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 96) 
hat der Bundesrath beſchloſſen, daß die vertragsmäßig für die Nummern 9a, 
ba, bg, by, be, e, da, e (Mais) und f (gemalzte Gerſte) des deutſchen Zoll- 
tarifs beſtehenden Zollſätze den betreffenden rumäniſchen Erzeugniſſen bei der 
Einfuhr in das deutſche Zollgebiet für die Zeit vom 1. April bis einſchließlich 
30. Juni d. J. weiter zugeſtanden werden. 


Berlin, den 25. März 1893. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 


(Nr. 2085.) Bekanntmachung, betreffend die Anwendung der vertragsmäßig beſtehenden Zoll— 
befreiungen und Zollermäßigungen auf die ſpaniſchen Boden- und Induſtrie⸗ 
Erzeugniſſe. Vom 25. März 1893. 


Au Grund des Geſetzes, betreffend die Anwendung der für die Einfuhr nach 
Deutſchland vertragsmäßig beſtehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen 
gegenüber Rumänien und Spanien, vom 23. März 1893 Geichs⸗Geſetzbl. S. 96) 
hat der Bundesrath beſchloſſen, daß die für die Einfuhr nach Deutſchland ver- 
tragsmäßig beſtehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen den ſpaniſchen 
Boden⸗ und Induftrie-Erzeugniffen für die Zeit vom 1. April bis einſchließlich 
31. Mai d. J. weiter zugeſtanden werden. 
Berlin, den 25. März 1893. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 
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(Nr. 2086.) Bekanntmachung, betreffend den Beitritt Montenegros zu der am 9. September 
1886 zu Bern abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen Bildung eines internatio⸗ 
nalen Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur und Kunſt. Vom 
25. März 1893. 


Di Regierung des Fürſtenthums Montenegro hat nach einer Mittheilung des 
Schweizeriſchen Bundesraths ihren Beitritt zu der Uebereinkunft vom 9. September 
1886, betreffend Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunſt, erklärt, und iſt als Tag des Beitritts der 
1. Juli d. J. feſtgeſtellt worden. 


Berlin, den 25. März 1893. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Freiherr von Marſchall. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


